
en zu den stenographischen Protokollett d~{i Nationalrate~ 

XI. Gesetzsebungsperioda 

26. r·1ärz 1969 

Anfrage 

der Abgeor-dnetsn Pot e 1"', M a • t e r t D r 0 S c r J n z r 
und Genossen 
an dan Harrn Bundesmtnlster für Verkehr und verstaatlichte Unter­
nehmungen, 
betl"'eUend Reorganisation der verstaatlichten Industrie. 

Zu der von den fr-eiheitl1chen Abgeordneten von Anfang an VEtr"­

tretEmen Ansicht, doß das Bundesgesetz über die Ausübung der Antells­
r-eehte dos Bundes an den vGI""staatlichterl Unternehmungen (ÖIG'=Gesetz) 
als Grundlsge tOr dIe ReorganIsation bzw. Sanierung der verstaatlichtem 
Irtdustrle ungeeignet Ist t hat &ich nunmehr nach langwierigen tntel"nen 
Auseinandersetzungen, spät genug, auch die Regierungspartei durchge-, 
I"ungen. 

Im Vordel"'grund des in deI" ÖsterreJchJschen VolksparteI "ge-
. dunldich ausgereiften" Entwurfes fUr elne Novelle zum ÖIG=Gesetz. steht 
laut Zeitungsrneldungen die Umwandlung der Industrievel"waltungsg6bioll­
schaft aus einer TreuhC)ndgesefischatt In eine echte ~1gentUmerholdlng .. 
Durch eIne dGl""artige R agalung erhielta die Österrelchfsche IndustrJever­
waltungsgssall9chaft enditch Jenon unbedingt notwendigen wh .. tschaftllchon 
Spielraum t dor Ihr zum Schadon für dia verstaatlichte Industrie und 
ihre BeschäfUgten schon all~u lange vorenthalten wIrd" 

EIn wGHel"'er PUf'l~(t Im gegenständlichen Plan der Reglerungs­
partet ist, wie ebof)jalls aus Pressemaldungan hervorgeht, die "Entpoli­
t.lslef"'ungU aller Aufsstch!sräte verstaatUchtar Unternehmungen, worunter· 
man Jedoch bedauerltcherwet:;SG ofent etwa die Beseitigung dcs pa .... tatpolti­
tischen P .... oporzes, 50ndat-'n fedigffch dIe eher optischen ROcksleh2nahmen 
entspr'ingGncl0 und jedanialls l.H'lzureichsnde BO$Ummung zu verstehen 
haben wif"d, daß MftgHedsr dsr Bund<asregterung und der Landesregle­
rung&!1 t Abgeo1"dnete zum Nationalrat. zu d~n Landlagen und Bundes­
räts Im Bereich d{)!"" verstaatlichten Indystrie nreht Mitglieder' von Ay'­
sichl51"ätenw0rdon kCSrmen o 

D €Ir Umstand 9 daß die Pl"obtGme d13r ver$laatl1chten Indusarle 
neuerfich Gegenstand von Ge.hetmverhandluflgen zwischan ÖVP und SPÖ 
soro warden, läßt echte Lösungon Quch in dem noch verbleIbenden letz4sn 
VIQrtel der XI. Gesetzgebungsparioda des Nationalrates von vornheraln 
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unter ungUnstfgen Vorzei ehen erscheinen. Bosondersbasorgniserregend 
Ist In dIesem Zusammenhang die angebliche Bereitschaft d~r Regierungs­
parteI. die Zustimmung des sozialistischen Verhandlungspartners zur 
Reorganisation der Öle; durch etnE) wirtschaftspolitisch im höchsten Grade 
bedenkliche verfassungsmäßige Verankerung der verstaatltchten Industrio­
Unternehmungen einzuhandeln. 

Die unterz.elchneten Abgeordneten richten daher an d·sn Herrn 
Bundesmfnlster 'Ur Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen die 

AnfragEtI 

1) Welche konkreten Forder'ungen werden SIE'> vom Ressortstandpunld 
aus für eine Reorganisation der vel"'utaatHchten Industrie bzw Q der 
Öle; bel den demnächst b@gtnnonden Gehetmverhmndrungan zwIschen 
ÖVP und SPÖ vertreten? 

3) Werden SIe sIch eine,.. durch nIchts g<9rochtfertlgten verfE:lssun~mäs­
algen Verankerung der vers'taaUichten Industrie t in welchot'" Form 
auch immer, wIdersetzen? 

3 )WeJchor maximale Zeitraum erscheint . Ihnen für diese Geheimver­
handlungen, angesichts dl9r Tatsache vt.trtretbar t daß bereits dreI 
Viertel der Xl o Gesetzgobungsperiode dos Nationalrates verstrIchen 
sind, ohne daß dlo dr1ngllchen Prob'Qme der ver'st!latnchen Industrie 
gelast worden waren? 

4) Werden Sfo. faUs bel dfoson GeMolmvorhendlungon bIs zu olnem bo­
stimmten Termin eIne EinIgung nicht zustande kommem sollte, etnen . 
Mlnlsterlah!mhMJrf fUr eine Novelle zum ÖIG-Ges0tz so zeltgerecht 
zur Begut€llchtung aussendon • d~ß die Reorganisation der ÖIG noch 
In dIeser Gesetzg&bungsportode des N&tlana.lrates mögliCh Ist? 

-,-- - - " ~ 

WIen. 26.3,1969 
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